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[bookmark: _Hlk215217721]Beschlussvorlage
(Verringerung der Beteiligung am KET)

Der Gemeinde-/Stadtrat der [Veräußerer] hat in seiner Sitzung am [Datum] folgenden Beschluss gefasst:

Beschluss
Beschluss-Nr.: ____________

Verringerung der Beteiligung am Kommunalen Energiezweckverband Thüringen (KET)

Sach- und Rechtslage:
Die [Veräußerer] ist Verbandsmitglied des Kommunalen Energiezweckverbandes Thüringen (KET). Der [Veräußerer] stehen gemäß Spalte 2 der Anlage 1 zur Verbandssatzung des KET (in der Fassung der 14.  Änderungssatzung veröffentlicht am 03. Februar 2025; nachfolgend „Satzung des KET“) ______ Stimmen i.S.d. § 6 Abs. 3 lit. a der Satzung des KET zu. Zusätzlich stehen der [Veräußerer] ______ Stimmen i.S.v. § 6 Abs. 3 lit. b der Satzung des KET zu. Insgesamt stehen der [Veräußerer] somit zurzeit ______ Stimmen zu.
Die [Veräußerer] möchte ihre Beteiligung am KET im Umfang von ______ Stimmen i.S.d. § 6 Abs. 3 lit. a der Satzung des KET und im Umfang von ______ Stimmen i.S.d. § 6 Abs. 3 lit. b der Satzung des KET verringern. Die Verbandsmitglieder des KET haben die Möglichkeit, eine Änderung der Beteiligungsverhältnisse innerhalb des KET gemäß § 6 Abs. 3 lit. c der Satzung des KET wie folgt herbeizuführen:
Auf übereinstimmenden schriftlichen Antrag von zwei Verbandsmitgliedern kann die Verbandsversammlung Stimmen des Verbandsrats des einen Verbandsmitglieds nach § 6 Abs. 3 lit. a der Satzung des KET und der damit erworbenen weiteren Stimmen nach § 6 Abs. 3 lit. b der Satzung des KET dem Verbandsrat des anderen Verbandsmitglieds mit allen sich gemäß der Verbandssatzung aus der Stimmenverteilung ergebenden Folgen zuordnen. Eine Zuordnung erfolgt nur insoweit, als jedem Verbandsrat zumindest eine Stimme i.S.v. § 6 Abs. 3 lit. a der Verbandssatzung des KET verbleibt. Die Zuordnung erfolgt hinsichtlich der Stimmen nach § 6 Abs. 3 lit. a der Satzung des KET durch entsprechende Änderung der Spalte 2 der Anlage 1 der Satzung des KET. Die sich daraus ergebende Änderung der Stimmen nach § 6 Abs. 3 lit. b der Satzung des KET ist in der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung zu protokollieren.
[Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister/Die Verwaltung schlägt vor, mit der [Erwerber], die ihre Beteiligung am KET erhöhen möchte, einen Vertrag über die Änderung der Beteiligung am KET gemäß dem als Anlage beigefügten Entwurf zu schließen. Der Vertrag soll         alsbald/bis zum [Datum] geschlossen werden. 
[bookmark: __rowcon_return_here__]Die [Veräußerer] und die [Erwerber] beabsichtigen, den übereinstimmenden schriftlichen Antrag i.S.v. § 6 Abs. 3 lit. c Satz 1 der Satzung des KET zur Herbeiführung der Entscheidung der Verbandsversammlung dem Verbandsvorsitzenden innerhalb von [Woche/Monat], nachdem die kommunalaufsichtliche Genehmigung i.S.d. § 3 des Vertrages über die Änderung der Beteiligung am KET vorliegt, zu übermitteln. Die Änderung der Beteiligung soll wirtschaftlich ab dem Haushaltsjahr ____ wirksam sein.
Der Vertragsentwurf sieht vor, dass die [Veräußerer] von der [Erwerber] für die Verringerung der Beteiligung einen Ausgleichsbetrag in Höhe von insgesamt EUR ___________ erhält. Er ist von der [Erwerber] innerhalb von [Woche/Monat] nach Vorliegen der Genehmigung i. S. d. § 3 des Vertrages über die Änderung der Beteiligung am KET zu zahlen. Die Zahlung kann unter dem Vorbehalt des Beschlusses der Verbandsversammlung des KET über die beabsichtigten Änderungen der Beteiligung am KET erfolgen.



Beschlussvorschlag:
Die [Veräußerer] möchte ihre Beteiligung am KET im Umfang von ______ Stimmen i.S.d. § 6 Abs. 3 lit. a der Satzung des KET und im Umfang von ______ Stimmen i.S.d. § 6 Abs. 3 lit. b der Satzung des KET verringern. Dazu soll der im Entwurf als Anlage beigefügte Vertrag mit der [Erwerber], die ihre Beteiligung am KET in entsprechendem Umfang erhöhen möchte, geschlossen und der Antrag gemäß § 6 Abs. 3 lit. c Satz 1 der Satzung des KET gestellt werden. 
Der Ausgleichsbetrag soll zum vereinbarten Zeitpunkt vereinnahmt werden.


Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der 
Gemeinde-/Stadtratsmitglieder: 	_________________
davon anwesend 
und stimmberechtigt: 			_________________
davon Ja-Stimmen:			_________________
davon Nein-Stimmen:			_________________
davon Stimmenthaltungen:		_________________


Bemerkung:
Aufgrund § 38 ThürKO waren keine Mitglieder des Gemeinde-/Stadtrates von der Beratung und der Abstimmung ausgeschlossen.


______________________
Ober/Bürgermeister/-in
der [Veräußerer]									(Siegel)
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